Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 15. 


(Nr. 6298.) Vertrag zwiſchen Preußen, Hannover, Kurheſſen und Oldenburg fir Sich und 
in Vertretung der uͤbrigen Staaten des Zollvereins einerſeits und der 
freien Hanſeſtadt Bremen andererſeits, die Fortdauer des Vertrages wegen 
Befoͤrderung der gegenſeitigen Verkehrsverhaͤltniſſe betreffend. Vom 14. De⸗ 
zember 1865. : 


Cm Majeſtaͤt der König von Preußen, Seine Majeftät der König von 
Hannover, Seine Königliche Hoheit der Kurfuͤrſt von Heſſen und Seine Koͤnig⸗ 
liche Hoheit der Großherzog von Oldenburg fuͤr Sich und in Vertretung der 
übrigen Mitglieder des, kraft der Vertraͤge vom 22. und 30. Maͤrz und 
11. Mai 1833,, 12. Mai und 10. Dezember 1835., 2. Januar 1836., 8. Mai, 
19. Oktober und 13. November 1841., 4. April 1853. und endlich vom 28. Juni, 
11. Juli, 12. Oktober 1864. und vom 16. Mai 1865. beſtehenden Zoll⸗ und 
Handelsvereins, naͤmlich: der Kronen Bayern, Sachſen und Wuͤrttemberg, des 
Großherzogthums Baden, des Großherzogthums Heſſen, der den Thuͤringiſchen 
Zoll⸗ und Handelsverein bildenden Staaten — namentlich des Großherzogthums 
Sachſen, der Herzogthuͤmer Sachſen⸗ Meiningen, Sachfen - Altenburg und 
Sachfen- Coburg: Gotha und der Fuͤrſtenthumer Schwarzburg⸗Rudolſtadt und 
Schwarzburg⸗Sondershauſen, ſowie der Fürftlich Reußiſchen Laͤnder dlterer und 
jüngerer Linie — des Herzogthums Braunſchweig, des Herzogthums Naſſau 
und der freien Stadt Frankfurt, ferner in Vertretung des Großherzogthums 
Luxemburg, der Großherzoglich Mecklenburgiſchen Enklaven Roſſow, Netzeband 
und Schoͤnberg, des Großherzoglich Oldenburgiſchen Fuͤrſtenthums Birkenfeld, 
des Herzogthums Anhalt, der Fuͤrſtenthuͤmer Waldeck und Pyrmont, der 
Fuͤrſtenthuͤmer Lippe und Schaumburg-Lippe, der Landgraͤflich Heſſiſchen Ge⸗ 
bietstheile, des Oberamts Meiſenheim und des Amts Homburg, einerſeits, 


und 
der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen, andererſeits, 
von dem Wunſche geleitet, auch fernerweit die gegenſeitigen Handelsbezie⸗ 


hungen zwiſchen Ihren Staaten moͤglichſt zu foͤrdern, haben zum Zweck der Auf⸗ 
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Ausgegeben zu Berlin den 1. Mai 1866, 


at, 


rechthaltung des hierauf abzielenden Vertrages vom 26. Januar 1856., die Be⸗ 
foͤrderung der gegenſeitigen Verkehrsverhaͤltniſſe betreffend, Verhandlungen er⸗ 
Öffnen laſſen, und zu Bevollmaͤchtigten beſtellt: 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: 
Allerhoͤchſtihren Geheimen Ober⸗Finanzrath Friedrich Leopold 
Henning; 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Hannover: 
Allerhoͤchſtihren Ober- Zollrath Hermann Chriſtian Auguſt 
Ca mm ann; 
Seine Koͤnigliche Hoheit der Kurfuͤrſt von Heſſen: 
Allerhoͤchſtihren Geheimen Ober⸗Finanzrath Wilhelm Cramer; 


| Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhoͤchſtihren Ober⸗Zollrath Carl Meyer; 


der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen: 
den Senator und Doktor der Rechte Arnold Duckwitz, 


den Senator und Doktor der Rechte Alexander Carl Conrad 
Adolph Kottmeier und 


den Senator Friedrich Ludolph Grave, 5 


von welchen Bevollmaͤchtigten folgender Vertrag, unter dem Vorbehalte all⸗ 
ſeitiger Ratifikation, abgeſchloſſen worden iſt. g 


Artikel 1. 


Der zwiſchen Preußen, Hannover und Kurheſſen für Sich und in Ver⸗ 
tretung der uͤbrigen Staaten des Zollvereins einerſeits und der freien Hanſe⸗ 
ſtadt Bremen andererſeits wegen Beförderung der gegenſeitigen Verkehrsver⸗ 
haͤltniſſe am 26. Januar 1856. abgeſchloſſene Vertrag wird vorlaͤufig auf weitere 
zwölf Jahre, vom 1. Januar 1866. anfangend, alſo bis zum letzten Dezember 
1877., aufrecht erhalten. 

Fuͤr dieſen Zeitraum bleibt derſelbe mit den dazu gehörigen Uebereinkuͤnften 
auch ferner, jedoch mit den in den folgenden Artikeln enthaltenen Abaͤnderungen 
und zuſaͤtzlichen Beſtimmungen, in Kraft. 


Artikel 2. 


Die Unterthanen der Staaten des Zollvereins, welche in Bremen, und 
die Bremiſchen Staatsangehoͤrigen, welche in den Staaten des Zollvereins vor⸗ 
uͤbergehend oder dauernd ſich aufhalten, ſollen daſelbſt in Beziehung auf den 

Be⸗ 


2 


= Betrieb des Handels die naͤmlichen Rechte genießen und keinen höheren oder 
anderen Abgaben unterworfen werden, als die Angehörigen des in dieſen Be⸗ 
ziehungen am meiſten beguͤnſtigten dritten Landes. 


Artikel 3. 


Die Verabredung im Artikel 4. des Vertrages vom 26. Januar 1856. 
unter Nr. 1., nach welcher, unter den in jenem Artikel angegebenen Beſchraͤn⸗ 
kungen, hinſichtlich des Betrages, der Sicherung und der Erhebung der Ein⸗ 
und Ausgangsabgaben in keinem der kontrahirenden Staaten Erzeugniſſe des 
Gebiets des anderen kontrahirenden Theils unguͤnſtiger als gleichartige Erzeug⸗ 
niſſe irgend eines außerdeutſchen Staats behandelt werden duͤrfen, wird dahin 
erweitert, daß die vorbezeichnete Behandlung auch nicht unguͤnſtiger ſein darf, 
als diejenige der gleichartigen Erzeugniſſe anderer nicht zum Zollverein gehoͤren⸗ 
der Deutſcher Staaten. 

Zugleich hat man ſich in Beziehung auf die Formalitaͤten der Zollab⸗ 
fertigung der auf den Eiſenbahnen befoͤrderten Waaren und Effekten dahin ge⸗ 
einigt, daß bei dem vereinslaͤndiſchen Hauptzollamte zu Bremen alle nach den 
Zollgeſetzen zulaͤſſigen und namentlich alle diejenigen Erleichterungen eintreten 
ſollen, welche ruͤckſichtlich der Formalitaͤten der Zollabfertigung dem Verkehr 
auf einer anderen, die Grenze uͤberſchreitenden Eiſenbahn gewaͤhrt ſind oder 
kuͤnftig noch gewaͤhrt werden. 


Artikel 4. 
Es follen: 


1) eingangszollpflichtige Gegenſtaͤnde, welche als Muſter dienen und in den 
Zollverein von Bremiſchen Handlungsreiſenden oder in Bremen von 
Handlungsreiſenden, die einem Zollvereinsſtaate angehoͤren, eingefuͤhrt 
werden, beiderſeits, ſoweit noͤthig, unter den zur Sicherſtellung ihrer 
Wiederausfuhr oder Niederlegung in einem Packhofe erforderlichen 
Zollfoͤrmlichkeiten zeitweiſe zollfrei zugelaſſen werden. Dieſe Foͤrmlich⸗ 
keiten werden im gemeinſamen Einverſtaͤndniſſe unter den vertragenden 
Theilen geregelt. Ferner wird 


2) zur weiteren gegenſeitigen Erleichterung des Verkehrs beiderſeits Be⸗ 
eiung von Eingangs- und Ausgangsabgaben zugeſtanden für Gegen⸗ 
ſtaͤnde, welche, um als Modelle zu dienen, oder zur Reparatur, in das 
Gebiet des anderen kontrahirenden Theils gebracht und nach Erreichung 
des bezeichneten Zwecks, unter Beobachtung der deshalb getroffenen be⸗ 
ſonderen Vorſchriften, zuruͤckgefuͤhrt werden, wenn die weſentliche Be⸗ 
ſchaffenheit und Benennung derſelben unveraͤndert bleibt. 


Artikel 5. 


Nachdem im Zollvereine die Durchgangsabgaben und in Bremen die 
Durchgangsabgaben und die Speditionsgebuͤhr aufgehoben worden ſind, ſoll es 
während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages dergeſtalt hierbei bewenden, 
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an, 
daß auf die Wiedereinführung von Durchgangsabgaben in der einen oder der 
anderen Geſtalt fuͤr Guͤter verzichtet wird, welche von Bremen kommen oder 
dahin gehen und das Gebiet des Zollvereins dabei beruͤhren, oder welche aus 
dem Zollvereine kommen oder dahin gehen und das Gebiet der freien Stadt 
Bremen beruͤhren. 
Die in dem Vertrage vom 26. Januar 1856. und deſſen Zubehoͤrungen 


enthaltenen Verabredungen über Durchgangsabgaben treten demgemäß für die 
Dauer des gegenwartigen Vertrages außer Anwendung. 


Artikel 6. 


Zur wirkſameren Unterdruͤckung des Schleichhandels, aus dem Gebiete der 
freien Stadt Bremen nach dem Zollvereine hin, ſoll im Anſchluß an die Ver⸗ 
abredungen im Artikel 3. der Uebereinkunft wegen Unterdruͤckung des Schleich⸗ 
handels vom 26. Januar 1856: 


1) der Transport von zollpflichtigen Gegenſtaͤnden, von denen allen Um⸗ 
ſtaͤnden nach anzunehmen ift, daß ſie ins Zollvereinsgebiet unerlaubter 
Weiſe eingefuͤhrt werden ſollen, auf denjenigen durch Kommiſſare von 
Hannover, Oldenburg und Bremen zu bezeichnenden Nebenwegen, 
welche von einem Bremiſchen Orte aus nach der nahen, auf Bremiſcher 
Seite überall nicht oder nur mit einzelnen Wohngebäuden bebauten Zoll⸗ 
grenze fuͤhren, bei einer den denunzirenden Bremiſchen Polizeibeamten 
(Landjaͤgern) zufallenden Ordnungsſtrafe von 1 bis 10 Thalern ver⸗ 
boten werden. Ferner ſollen: 


2) ſobald des Schleichhandelsbetriebs verdaͤchtige Perſonen bei Nachtzeit, 
d. h. von 10 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens, hart an der Zollgrenze, 
ſei es auf erlaubten oder nach der Beſtimmung unter 1. unerlaubten 
Wegen oder in daſelbſt belegenen Wirthshaͤuſern, mit zollpflichtigen 
Waaren betroffen werden, die Waaren vorläufig bis zu der oben ge⸗ 
dachten Morgenſtunde thunlichſt angehalten, beziehungsweiſe ſodann, 
vorbehaltlich der Verhaͤngung der nach der Beſtimmung unter 1. etwa 
bereits verwirkten Ordnungsſtrafe, auf einen nach der Zollſtraße fuͤh⸗ 
renden Weg verwieſen werden. 


Artikel 7. 


Ueber die Stellung und die Befugniſſe des zollvereinslaͤndiſchen Haupt⸗ 
Zollamts zu Bremen wird ſtatt der Verabredungen im Artikel 1. der Ueber⸗ 
einkunft wegen Errichtung dieſes Hauptzollamts vom 26. Januar 1856, Fol⸗ 
gendes beſtimmt. 

Das in der Stadt Bremen errichtete zollvereinslaͤndiſche Hauptzollamt 
tritt unter den nachfolgenden Beſtimmungen an die Stelle der Grenzzollaͤmter, 
welche ſonſt an der Grenze gegen das Bremiſche Gebiet, an den Eiſenbahnen 
und an der oberen Weſer anzulegen ſein wuͤrden. Daſſelbe iſt fuͤr dieſe Verkehrs⸗ 
Verbindungen als Grenz-, Ein⸗ und Ausgangsamt des Zollvereins in der 
Weiſe anzuſehen, daß demſelben die Ermächtigung beimohnt: 5 50 
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1) bezüglich des Eingangszolles zur Erhebung bis zur Höhe von 50 Tha⸗ 
lern für eine Waarenſendung und ausnahmsweiſe zur unbeſchraͤnkten 
Erhebung deſſelben fuͤr Guͤter, welche mit keinem hoͤheren Eingangs⸗ 
zolle als 15 Sgr. fuͤr den Zentner belegt ſind, ſowie fuͤr Effekten und 
Waaren, welche Paſſagiere der Poſt, der Eiſenbahnen und der Ober⸗ 
weſer⸗Dampfſchiffe mit ſich fuͤhren, 


2) zur Erhebung des Ausgangszolles, 
3) zur Ablaſſung zollfreier Gegenſtaͤnde in den freien Verkehr, 


4) zur Ausfertigung und Erledigung von Begleitſcheinen I. und Uebergangs⸗ 
ſcheinen, zur Ausfertigung von Begleitſcheinen II. und zur Ausfertigung 
und Erledigung von Deklarationsſcheinen fuͤr den Verkehr mittelſt Be⸗ 
ruͤhrung des Auslandes, endlich 


5) für den Eiſenbahnverkehr zur Ausfertigung und Erledigung von An⸗ 
ſagezetteln. f 


Fuͤr den Verkehr von und über Bremen nach dem Zollvereinsgebiete auf 
anderen Wegen als auf den Eiſenbahnen und der Oberweſer ſollen die vor⸗ 
ſtehend unter Nr. 4. erwähnten Abfertigungsbefugniſſe dem Hauptzollamte 
unter den bereits ergangenen oder kuͤnftig feſtzuſtellenden Vorkehrungen gegen 
Mißbrauch ebenfalls zuſtehen. 


Artikel 8. 


An die Stelle der Verabredung im erſten Satze des Art. 3. der Ueber⸗ 
einkunft vom 26. Januar 1856. wegen Errichtung des zollvereinslaͤndiſchen 
Hauptzollamtes u. ſ. w. ſoll folgende Beſtimmung kreten: 


Wer aus Bremen oder dem Bremiſchen Gebiete Waaren oder Effekten 
den betreffenden Zollſtellen zur Abfertigung nach dem Zollverein vorfuͤhrt, oder 
wer mit nach dem Zollvereine mittelſt der Eiſenbahnen oder auf Schiffen ſtrom⸗ 
aufwärts auf der Oberweſer zu befoͤrdernden Waaren oder Effekten, ohne ſolche 
zu der nach den Umſtaͤnden erforderlichen Abfertigung anzumelden, die betref⸗ 
fende Zollſtelle uͤberſchreitet oder ganz umgeht, ſoll fo angeſehen werden, als 
wenn er damit die Zollgrenze und die erſte Zollſtelle im Zollverein uͤberſchreite 
und daher inſonderheit auch in Bezug auf die Abgabe der Zolldeklarationen 
über ſolche Waaren oder Effekten den zollgeſetzlichen Beſtimmungen deſſelben 
unterworfen ſein. 


Der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen wird die durch dieſe Verab⸗ 
redung bedingte geſetzliche Anordnung erlaſſen. 


Artikel 9. 


Bei der nach Abſchluß des Vertrages vom 26. Januar 1856. zugelaſſe⸗ 
nen Aufnahme von Zucker und Tabak, die mit dem Anſpruche auf Zoll⸗ oder 
Steuerverguͤtung verſendet find, und von uͤbergangsabgabepflichtigen Gegen⸗ 
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fländen in die Zollvereind- Niederlage zu Bremen ſoll es auch ferner unter 
folgenden Maaßgaben bewenden: 


1) Raffinirter Rohrzucker, welcher von Zuckerſiedereibeſitzern, ſowie aus 
Rüben bereiteter raffinirter Zucker, welcher nach Anleitung der Beſtim⸗ 
mungen über die Verguͤtung der Ruͤbenzuckerſteuer, imgleichen Tabaks⸗ 
fabrikate, welche von Tabaksfabrikanten mit dem Anſpruche auf Zoll⸗ 
oder Steuerverguͤtung verſendet worden ſind, duͤrfen ohne Verluſt des 
Anſpruchs auf dieſe Verguͤtung in die Zollvereins⸗Niederlage zu Bremen 
aufgenommen werden, wenn ihnen in derſelben ſichernd abgeſchloſſene 
Raͤume angewieſen werden koͤnnen, in welchen fie abgeſondert von den 
übrigen gleichnamigen Waaren lagern und welche unter Verſchluß der 
Zollverwaltung gehalten werden. 


2) Wenn übergangsabgabepflichtige Gegenſtaͤnde in die Niederlage ge⸗ 
langen, ſo kann gegen den Nachweis des Eingangs in die Niederlage 
die Steuerverguͤtung, ſoweit ſolche eintritt, gewaͤhrt und es muß der 
Anſpruch auf dieſe Vergütung vor der Aufnahme in die Niederlage 
erledigt werden. Die Zuruͤckfuͤhrung ſolcher Gegenſtaͤnde in den Zoll⸗ 
verein kann zollfrei erfolgen, dagegen tritt in demjenigen Staate, in 
welchen die übergangsabgabepflichtigen Gegenftände zurückgeführt wer⸗ 
den, unbeſchadet der etwaigen Bewilligung von Ausnahmen in den 
dazu angethanen Fällen, die Verpflichtung zur Entrichtung der Ueber⸗ 
gangsabgabe ein, ſoweit eine ſolche in dem betreffenden Staate beſteht. 


Artikel 10. 


„„Die Verabredung im Artikel 13. der Uebereinkunft vom 26. Januar 
1856, wegen Errichtung des zollvereinslaͤndiſchen Hauptzollamts u. ſ. w., nach 
welcher die freie Hanſeſtadt Bremen darauf verzichtet hat, von den in der 
Zollvereins⸗Niederlage zu Bremen gelagerten Waaren Bremiſche Ein⸗, Aus⸗ 
und Durchgangsrechte zu erheben, wird, nach erfolgter Aufhebung der eben ge⸗ 
dachten Abgaben, auf die jetzt beſtehende Umſatzſteuer in der Art uͤbertragen, 


daß die Vereinsniederlage in Bremen bezüglich der Umſatzſteuer als dem Bre⸗ ä 


miſchen Staatsgebiete nicht angehoͤrig betrachtet wird. 


Artikel 11. 


Mit Bezug auf den zwiſchen Hannover und Bremen abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trag vom 29. September 1854. wegen des Anſchluſſes gewiſſer Bremiſcher Ge⸗ 


bietstheile an den Zollverein tritt die freie Hanſeſtadt Bremen auch mit dem 


ſogenannten alten Heerwege im Weſten des Dorfes Neu⸗Hemelingen auf der 
Strecke von der Grenzmarke Nr. XIII. bis zum Weſerdeiche dem Zollvereine 
unter den in dem oben genannten Vertrage enthaltenen Bedingungen bei. Der 
Entſcheidung uͤber die Hoheitsrechte ſoll hierdurch in keiner Weiſe vorgegriffen 
werden. a 9 
Ar⸗ 
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Artikel 12. 


Die Verabredungen in den wegen der Fortdauer des Zollvereins unter 
den Zollvereinsſtaaten abgeſchloſſenen Vertraͤgen und deren Zubehoͤrungen, 
namentlich in dem Vertrage vom 28. Juni 1864. wegen Fortdauer des Zoll: 
und Handelsvereins, in dem Vertrage vom 28. Juni 1864. über den Verkehr 
mit Tabak und Wein, in dem Vertrage vom 11. Juli 1864. wegen des Bei⸗ 
tritts von Hannover und Oldenburg zu dem Zollvereinigungs⸗Vertrage vom 
28. Juni 1864. und zu dem Vertrage uͤber den Verkehr mit Tabak und Wein 
von demſelben Tage, in dem Vertrage vom 12. Oktober 1864. wegen des Bei⸗ 
tritts von Bayern, Wuͤrttemberg, dem Großherzogthum Heſſen und Naſſau zu 
den Zollvereinigungs-Vertraͤgen vom 28. Juni und 11. Juli 1864., endlich in 
dem Vertrage vom 16. Mai 1865., die Fortdauer des Zoll- und Handelsver⸗ 
eins betreffend, ſollen fir diejenigen Bremiſchen Gebietstheile, welche nach Ar⸗ 
tikel 8. des Vertrages vom 26. Januar 1856. und der darin erwaͤhnten Ueber⸗ 
einkunft, ſowie nach dem Vertrage zwiſchen Hannover und Bremen vom 
29. September 1854. in ſeiner im Artikel 11. ausgeſprochenen Erweiterung dem 
Zollvereine angeſchloſſen find, foweit fie auf dieſelben Anwendung finden, auch 
in denjenigen Beſtimmungen maaßgebend fein, fr welche ſich dieſes nicht be⸗ 
reits aus den beſtehenden vertragsmaͤßigen Verabredungen ableitet, und zwar 
in der Art, daß fuͤr die Bremiſchen Gebietstheile diejenigen Beſtimmungen zur 
Anwendung kommen, welche fuͤr denjenigen Theil des Zollvereins getroffen 
ſind, deſſen Verwaltung ſie ſich angefchloffen finden. 


Sollten bei den Verhandlungen, welche die Zollpereinsſtaaten nach der 
Verabredung unter Nr. 6. des Schluß⸗Protokolls zu dem vorgedachten Ver⸗ 
trage vom 12. Oktober 1864, vorbehalten haben, weitere Verſtaͤndigungen unter 
den Regierungen der Zollvereinsſtaaten erfolgen, als der Vertrag vom 16. Mai 
1865. enthaͤlt, ſo wird der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen Sich denſelben 
bezuͤglich der dem Zollvereine angeſchloſſenen Bremiſchen Gebietstheile inſoweit 
anſchließen, als dies von Seiten der Regierungen von Hannover, beziehungs⸗ 
weiſe Oldenburg, geſchehen ſein wird. 


Artikel 13. 


Damit der heimlichen Ueberfuhr von Salz aus den dem Zollvereine nicht 
angeſchloſſenen Bremiſchen Gebietstheilen, welche nach der Erhoͤhung der Salz⸗ 
ſteuer in Hannover und Oldenburg verſucht werden moͤchte, wirkſamer ent⸗ 
gegen getreten werden kann, verpflichtet Sich der Senat der freien Hanſeſtadt 
Bremen: f 


1) in den im Artikel 5. der Uebereinkunft wegen Unterdruͤckung des Schleich⸗ 
handels vom 26. Januar 1856. gedachten Bremiſchen Grenzorten in 
gleicher Weiſe wie für den Verkauf der dort namhaft gemachten Waa⸗ 
ren keine neuen Konzeſſionen zur Anlage von Kramladen oder Handels⸗ 
Etabliſſements zu ertheilen, die ertheilten Konzeſſionen aber zuruͤckzu⸗ 
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nehmen, fobald dieſes ohne Unbilligkeit geſchehen kann, dies auch ruͤck⸗ 
ſichtlich des Verkaufs von Salz eintreten zu laſſen; 


2) ein Verbot zu erlaffen, wonach die in den eben (unter 1.) gedachten 
Grenzorten bereits konzeſſionirten Landkraͤmer weder in ihren Gebaͤu⸗ 
den, noch innerhalb der Ortſchaft, worin ſie wohnen, groͤßere Salz⸗ 
vorräthe als 5 Zollzentner ſollen halten dürfen. 


Artikel 14. 


Da die Zollvereinsſtaaten durch den zwiſchen ihnen vereinbarten neuen 
Zolltarif die Mehrzahl der Gegenſtaͤnde, fuͤr welche im Artikel 10. des Ver⸗ 
trages vom 26. Januar 1856. der freien Stadt Bremen die zollfreie Zulaſſung 
in den Zollverein zugeſagt iſt, allgemein von Eingangszoͤllen befreit haben, fuͤr 
die noch zollpflichtig gebliebenen Gegenſtaͤnde aber eine beſondere Befreiung zu 
Gunſten der freien Hanſeſtadt Bremen nicht fortbeſtehen kann, ſo werden die 
Verabredungen in Artikel 10. des Vertrages vom 26. Januar 1856, vom 
1. Januar 1866. ab außer Kraft geſetzt. 


Artikel 15. 

Dieſer Vertrag ſoll alsbald zur Ratifikation ſaͤmmtlicher betheiligten 
Regierungen vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden mit 
möglichfter Beſchleunigung in Berlin bewirkt werden. 

So geſchehen Bremen, den 14. Dezember 1865. 


Henning. Cammann. Cramer. Meyer. Duückwitz. Kottmeier. Grave. 
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Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und der Austauſch der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. i 


(Nr. 6299.) 
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(Nr. 6299.) Vertrag zwiſchen Preußen, Hannover, Kurheſſen, Oldenburg und der freien 
Hanſeſtadt Bremen, wegen fernerweiter Suspenſton der Weſerzoͤlle. Vom 
14. Dezember 1865. 


Gm Majeſtaͤt der König von Preußen, Seine Majeſtaͤt der König von 
Hannover, Seine Königliche Hoheit der Kurfuͤrſt von Heſſen, Seine Koͤnigliche 
Hoheit der Großherzog von Oldenburg und der Senat der freien Hanſeſtadt 


Bremen, von dem Wunſche geleitet, zur Befoͤrderung der Handelsbeziehungen 
zwiſchen den Staaten des Zollvereins und Bremen, über welche zwiſchen den 
genannten Theilen fernere vertragsmaͤßige Abreden getroffen worden, auch den 
Verkehr auf der Weſer fernerweit zu erleichtern, haben zu dieſem Ende Ver⸗ 
handlungen eroͤffnen laſſen und zu Bevollmaͤchtigten beſtellt: 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: 
Allerhoͤchſtihren Geheimen Ober - Finanzrath Friedrich Leopold 
Henning; 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Hannover: 
Allerhoͤchſtihren Ober - Zollrath Hermann Chriſtian Auguſt 
Cammann; 
Seine Königliche Hoheit der Kurfuͤrſt von Heſſen: 
Allerhoͤchſtihren Geheimen Ober⸗Finanzrath Wilhelm Cramer; 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhoͤchſtihren Ober-Zollrath Carl Meyer; 


Der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen: 
den Senator und Doktor der Rechte Arnold Duckwitz, 


den Senator und Doktor der Rechte Alexander Carl Conrad 
Adolph Kottmeier a 


und 
den Senator Friedrich Ludolf Grave, 


von welchen Bevollmaͤchtigten folgender Vertrag, unter Vorbehalt der Ratifi⸗ 
kation, abgeſchloſſen worden iſt: 


Artikel 1. 


Der Vertrag zwiſchen Preußen, Hannover, Kurheſſen und der freien 
Hanſeſtadt Bremen wegen Suspenſion der Weferzölle vom 26. Januar 1856., 
Jahrgang 1866. (Nr. 6299.) 27 wel⸗ 


| — 18 — | | 
welchem die Herzoglich Braunſchweigiſche, die Großherzoglich Oldenburgiſche 
und die Fuͤrſtlich Lippeſche Regierung nachtraͤglich beigetreten ſind, ſoll ſo 
lange, als der zwiſchen Preußen, Hannover, Kurheſſen und Oldenburg für 
Sich und in Vertretung der uͤbrigen Staaten des Zollvereins einerſeits und 
der freien Hanſeſtadt Bremen andererſeits verabredete Vertrag vom heutigen 
Tage, die Fortdauer des Vertrages wegen Befoͤrderung der gegenſeitigen Ver⸗ 
kehrsverhaͤltniſſe betreffend, in Kraft bleiben, indeß mit dieſem zuletzt bezeichneten 
Vertrage ohne weitere beſondere Aufkuͤndigung ſein Ende erreichen. 


Artikel 2. 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird alsbald nach Unterzeichnung 
des gegenwaͤrtigen Vertrages vermitteln, daß die Herzoglich Braunſchweigiſche 
und die Fuͤrſtlich Lippeſche Regierung ihren bereits in Ausſicht geſtellten Beitritt 


zu demſelben ausſprechen und von dem Beitritt den uͤbrigen kontrahirenden 
Theilen Mittheilung machen. 


Artikel 3. 
Der gegenwärtige Vertrag ſoll alsbald zur Ratifikation den betheiligten 
Regierungen vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden mit 
moͤglichſter Beſchleunigung in Berlin bewirkt werden. 


So geſchehen Bremen, den 14. Dezember 1865. 


Henning. Camm ann. Cramer. Meyer. Duckwitz. Kottmeier. Grabe. 
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Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und der Austauſch der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Fr. 6300.) 
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(Nr. 6300.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Zuͤllichau-Schwiebuſer Kreiſes im Betrage von 200,000 Thalern. 
Vom 5. Maͤrz 1866. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen sc, 


Nachdem von den Kreiöftänden des Zuͤllichau⸗Schwiebuſer Kreiſes auf 

den Kreistagen vom 1. Mai und 7. September 1865. beſchloſſen worden, die 
Geldmittel zur Zeichnung von 150,000 Thalern Stammaktien der Poſen⸗Frank⸗ 
furt⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft und zur Erwerbung des fuͤr den Bau dieſer 
Bahn innerhalb des Kreiſes erforderlichen Grund und Bodens im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Glaͤubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
200,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 200,000 
Thalern, in Buchſtaben: zweimalhundert Tauſend Thalern, welche in folgenden 
Apoints: i 

60 Apoints a 500 Thaler, 

250 = a2 


2 à 200 z 

1000 z a 100 = 
200 = a 50 = 
400 = a 25 = 


nach dem en Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
zZ fünf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens jaͤhrlich Einem Prozent 
des Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. f 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 5. März 1866, 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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a 
provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt. 


e e 
des Züllichau⸗Schwiebuſer Kreiſes 


Ei U 
übern Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unteemm beftätigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
„ wegen Aufnahme einer Schuld von 200,000 Thalern bekennt 


ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Zuͤllichau⸗Schwiebuſer 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens 
des Gläubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern 
Preußiſch Kurant, welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit fuͤnf Prozent 
jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 200,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1869. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von 
wenigſtens Einem Prozent jaͤhrlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. i 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldoerſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt ſpaͤteſtens vom Jahre 1869. ab in 
dem Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung 
erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Frankfurt, im Staatsanzeiger und im Zuͤllichau⸗Schwie⸗ 
buſer Kreisblatte. f 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, in der Zeit vom 1. bis 15. April und vom 
1. bis 15. Oktober, von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher 
Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 5 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Zuͤllichau, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 5 

Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der fpäteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 
tale abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts - Ordnung 
Theil I. Titel 51. H. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Zuͤllichau. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der chuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Berjährungsfrift der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. „ 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſe zu Zuͤllichau gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beige⸗ 
druckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen 
Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor⸗ 
zeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

f Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 

ſchrift ertheilt. . 


Züllſchan denms.nz 18. 


„Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Züllichau⸗Schwiebuſer Kreiſe. 
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Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt. 


Zins ⸗ Kupon 


zu der N i 
Kreis⸗Obligation des Züllichau-Schwiebuſer Kreiſes 
Ein M 
Wer Thaler zu fünf Prozent Zinfen über ....... Thaler 
355 Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe in der 
Zeit vom 1. bis 15. April reſp. vom 1. bis 15. Oktober und ſpaͤterhin die 


Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation fuͤr das Halbjahr om 
SG mit (in Buchſtabenn Tholen Silbergroſchen bei 
der Kreis-Kommunalkaſſe zu Zuͤllichau. 

Züllichau, e ꝶm;;;ñx 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Züllichau⸗Schwiebuſer Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 


Schluſſe des Kalenderjahres der Faͤlligkeit an 
gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt. 


Talon 


zur 
Kreis⸗Obligation des Züllichau-Schwiebuſer Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Zuͤllichau-Schwiebuſer Kreiſes 
r F Abe Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 


die e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Zuͤllichau. 
Zuͤllichau, den 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau im 


Züllichau⸗Schwiebuſer Kreiſe. 


(Nr, 6301.) 
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(Ir. 6301.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der von der außer⸗ 
f ordentlichen Generalverſammlung des „Abraham Schaafhauſenſchen Bank: - 
Vereins“ zu Coͤln beſchloſſenen Verlaͤngerung der Dauer der Geſellſchaft 
um weitere fuͤnfzig Jahre. Vom 4. April 1866. 


Des Könige Majeftät haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 26. Mar; 

1866. die von der außerordentlichen Generalverſammlung des „Abraham Schaaf⸗ 

hauſenſchen Bankvereins“ in Cöln nach der notariellen Verhandlung vom 

2. September 1865. beſchloſſene Verlaͤngerung der Dauer der Geſellſchaft um 

weitere fünfzig Jahre vom 13. September 1868. ab zu genehmigen geruht. 
Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Geſellſchaftsbeſchluß wird durch das 

Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Coln bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 4. April 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
| Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 6302.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. April 1866., betreffend die Abänderung des K. 72. 
des Revidirten Reglements der Rheiniſchen Provinzial-Feuerſozietaͤt vom 
1. September 1852. 


Au den Bericht vom 26. Maͤrz d. J. will Ich mit Ruͤckſicht auf den be⸗ 
treffenden Antrag des 17. Rheiniſchen Provinziallandtages in der zuruͤckfolgen⸗ 
den Adreſſe vom 10. Oktober 1864., in Abänderung des $. 72. des Revidirten 
Reglements der Rheiniſchen Provinzial⸗Feuerſozietät vom 1. September 1852. 
(Geſetz⸗Samml. S. 653.), hierdurch genehmigen, daß denjenigen Elementar⸗ 
Steuererhebern, welche die Einziehung der Immobiliar- und der Mobiliar⸗ 
Verſicherungsbeitraͤge beſorgen, auch von dem Immobiliarverſicherungs⸗Praͤmien⸗ 
Empfange drei Prozent Tantieme gewaͤhrt werden. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 9. April 1866. 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 


(Nr, 6301-6304.) : (Nr. 6303.) 
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(Nr. 6303.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Friedrich Wilhelm, Preußiſche Lebens- und Garantie- Verſicherungs⸗ 
Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. 
Vom 9. April 1866. i 


De Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 26. März 
1866. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Friedrich Wilhelm, 
Preußiſche Lebens- und Garantie-Verſicherungs⸗Akliengeſellſchaft“ mit dem 
Bi, zu Berlin, ſowie deren Statut vom ae 1865. zu genehmigen 
geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Koͤniglichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 
werden. f 

Berlin, den 9. April 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter 
und öffentliche Arbeiten. des Innern. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6304.) Bekanntmachung, betreffend die Verlängerung der mit der Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗ 
Rudolſtaͤdtiſchen Regierung getroffenen Uebereinkunft wegen der gegen— 
ſeitigen Gerichtsbarkeits⸗Verhaͤltniſſe vom z u 1840. Vom 17. April 
1866. 


Die zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗ 
Rudolſtädtiſchen Regierung getroffene Uebereinkunft wegen der gegenſeitigen 
Gerichtsbarkeits⸗Verhältniſſe vom UNE 1840. (Gefeß-Samml. für 1840. 
S. 239. ff.) iſt vom 1. Januar 1866. ab auf fernere zwoͤlf Jahre mit der 
Maaßgabe verlängert worden, daß dieſelbe auf je weitere zwoͤlf Jahre gelten 
ſoll, ſo lange nicht Ein Jahr vor dem Ablauf von der einen oder der anderen 
Seite eine Aufkuͤndigung erfolgt. 
Berlin, den 17. April 1866. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 


v. Thile. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


